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Das Buch handelt vom Recht des politischen Systems in der Schweiz. Es 
deckt zunächst den universitären Pflichtstoff ab: nämlich Begriff und Ei-
genart der Bundesverfassung, das Verhältnis zwischen Bund und Kanto-
nen, Aufgaben und Arbeitsweise der Bundesbehörden sowie die politi-
schen Rechte der Bürgerinnen und Bürger. Darüber hinaus widmet es 
sich den verfassungsgestaltenden Grundentscheidungen sowie allge-
meinen Fragen der Grundrechtsgeltung und der Verfassungsgerichts-
barkeit.

Das «Staatsrecht» ist als Lehrmittel gedacht. Dies erklärt den themenbe-
zogenen Aufbau und die didaktisch orientierte Einzelgliederung. Aus 
dem gleichen Grund arbeitet das Buch mit zahlreichen Fallbeispielen, 
Originalzitaten, Prüfprogrammen und Übersichten. Dass der Blick auf 
divergierende Lehrmeinungen nicht fehlt, versteht sich von selbst; ebenso, 
dass wo nötig die Realien des politischen Betriebs zur Sprache kommen.

Die fünfte Auflage aktualisiert die Ausgabe aus dem Jahr 2016. Ände-
rungen in Rechtsetzung, Rechtsprechung und Lehre sind bis Mai 2021 
nachgetragen.
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Das Buch handelt vom Recht des politischen Systems in der Schweiz. Es
deckt zunächst den universitären Pflichtstoff ab: nämlich Begriff und 
Eigenart der Bundesverfassung, das Verhältnis zwischen Bund und 
Kantonen, Aufgaben und Arbeitsweise der Bundesbehörden sowie die 
politischen Rechte der Bürgerinnen und Bürger. Darüber hinaus widmet es
sich den verfassungsgestaltenden Grundentscheidungen sowie allgemeinen
Fragen der Grundrechtsgeltung und der Verfassungsgerichtsbarkeit.
Das «Staatsrecht» ist als Lehrmittel gedacht. Dies erklärt den 
themenbezogenen Aufbau und die didaktisch orientierte Einzelgliederung. 
Aus dem gleichen Grund arbeitet das Buch mit zahlreichen Fallbeispielen,
Originalzitaten, Prüfprogrammen und Übersichten. Dass der Blick auf
divergierende Lehrmeinungen nicht fehlt, versteht sich von selbst; ebenso,
dass wo nötig die Realien des politischen Betriebs zur Sprache kommen.
Die fünfte Auflage aktualisiert die Ausgabe aus dem Jahr 2016. 
Änderungen in Rechtsetzung, Rechtsprechung und Lehre sind bis Mai 2021
nachgetragen.
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VORWORT ZUR 5. AUFLAGE 
 

Die fünfte Auflage aktualisiert die Ausgabe 2016 und verbessert sie hoffentlich 
auch. Bearbeitungsschluss war Mitte Mai 2021. 

Aufbau und Gliederung des Buchs sind übers Ganze gesehen gleich geblie-
ben. Allerdings gab es im Einzelnen manche Ergänzung, Änderung oder Strei-
chung. Sie bildeten zugleich den Anlass, die Randziffern neu durchzuzählen statt 
sie bei jedem Paragrafen mit Eins beginnen zu lassen; ausserdem entsprach die 
Umstellung einem Wunsch des Verlags. Zitate aus Vorauflagen lassen sich daher 
nicht mehr ohne weiteres auffinden – gewiss ein Nachteil, aber gründliches Rei-
nemachen schien mir wichtiger. 

Eine Erklärung schulde ich zum Kleindruck. Dass er für Zitate, Beispiele oder 
Aufzählungen zum Einsatz kommt, bedarf keiner weiteren Worte. Daneben sig-
nalisiert er Vertiefungen (von theoretischen Fragen, systematischen Zusammen-
hängen oder Lehrstreitigkeiten), Hintergründe (geschichtliche, politische, statis-
tische) und manchmal auch unbestellte Kommentare subjektiver Art. Man kann 
diese Passagen übergehen, ohne durchs Examen zu fallen; das Wichtige steht in 
der Grundschrift. 

Ich hatte das Glück, mit Dominik Elser, Dr. iur. und MLaw, einen meiner 
früheren Assistenten für die Mitarbeit an der Neuauflage gewinnen zu können. 
Dominik Elser hat recherchiert und kontrolliert, gelesen und öfters widerspro-
chen, kurz und gut: das Projekt beharrlich, zuverlässig und mit untrüglichem 
Blick fürs Detail von A bis Z begleitet. Er war mir anregender Diskussionspartner 
gleich wie unschätzbarer Gegenspieler; ich schulde ihm grössten Dank. Das 
Institut hat seine neuerliche Anstellung ermöglicht, was ich sehr geschätzt habe. 
Mein Dank geht nicht zuletzt auch an Monika Schneider und Monika Wyss: Sie 
haben mich über all die Monate in vielfältiger Weise unterstützt; ohne sie hätte 
ich die Neuauflage kaum geschafft. 

Bern, Juni 2021 Pierre Tschannen 
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